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Dass die Folgen des Klimawandels auch sicher­
heitspolitische Konsequenzen haben, ist un­

übersehbar. Besonders deutlich zeigt sich das in 
Westafrika. In Teilen Malis haben bewaffnete Grup­
pen die Kontrolle übernommen, nachdem Bauern 
aufgrund des ausbleibenden Regens die Gebiete 
verlassen hatten. Nun patrouillieren Terrormili­
zen auf den staubigen Landstraßen, rekrutieren 
Jugendliche und fordern „Steuern“. Was als Wetter­
extrem begann, wurde zum Sicherheitsrisiko. Die 
Anfang des Jahres veröffentlichte deutsche Klima­
risiko-Einschätzung bringt es auf den Punkt: Wer 
über Sicherheit nachdenkt, muss Klima mitdenken.

Der Klimawandel gilt als einer der größten 
Risikofaktoren des 21. Jahrhunderts. Doch seine 
sicherheitspolitischen Auswirkungen bleiben un­
terschätzt und unterfinanziert. Dürren verschärfen 
Verteilungskonflikte, Überschwemmungen zwin­
gen Millionen Menschen zur Flucht und Ernteaus­
fälle destabilisieren fragile Regionen. Besonders ge­
fährdet sind Staaten, in denen schwache staatliche 
Strukturen, Armut und Gewalt einen explosiven 
Nährboden für Instabilität schaffen. 

Solche Entwicklungen sind kein Randphäno­
men, sondern der geopolitische Vorlauf künftiger 
Krisen – vor allem dort, wo der Klimawandel seine 
destabilisierende Wirkung am stärksten entfaltet. 
Gerade in Europas unmittelbarer Nachbarschaft, 
etwa in West- und Nordafrika oder im Nahen Osten, 
verschärft fehlende Klimaanpassung bestehende 
sicherheitspolitische Gefahrenzonen. Gefahren, 
die unweigerlich auch europäische Interessen und 
Stabilität berühren.

Finanzierungslücke wird zum Teufelskreis
Gleichzeitig bleibt die internationale Finanzie­
rungslage unzureichend. Es offenbart sich ein 
strategisches Defizit: Deutschland stellte 2023 
rund 5,7 Milliarden Euro bereit, die EU-Kommis­
sion jährlich über 28 Milliarden Euro. Doch nur 
ein Bruchteil dieser Mittel fließt in die Finanzie­
rung von Anpassungsmaßnahmen. Resilienzpro­
jekte machen global weniger als ein Drittel der 
Klimafinanzierung aus. Die globale Lücke ist laut 
dem UN-Umweltprogramm (UNEP) dramatisch: 

Beim Klima 
sparen heißt 
Sicherheit 
riskieren
Investitionen in Klima- 
anpassung kommen in 
den meisten Verteidi-
gungsbudgets zu kurz. 
Das neue Ausgabenziel 
der NATO bietet die 
Chance, das zu ändern – 
und Klimafolgen somit 
fest im sicherheitspoliti-
schen Handeln zu ver- 
ankern.
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Zwischen 187 und 359 Milliarden US-Dollar fehlen 
jährlich. Am stärksten betroffen sind jene Regionen, 
die am dringendsten Unterstützung benötigen.

Diese Finanzierungslücke macht die Sahelzone 
zu einem geopolitischen Testfeld. Die Region, deren 
Name sich vom Arabischen sāh. il („Rand“) ableitet, 
beschreibt die Übergangszone zwischen Wüste und 
Savanne. Seit jeher sind Leben und Landwirtschaft 
hier von Regen- und Dürreperioden geprägt. Doch 
immer häufiger auftretende klimatische Extreme 
und schwindende staatliche Kontrolle schaffen ein 
gefährliches Vakuum. 

Durch den Rückgang landwirtschaftlicher Räu­
me und die Ausbreitung der Wüste geraten Viehhir­
ten und Landwirte verstärkt in Verteilungskonflikte. 
Immer öfter werden diese Auseinandersetzungen 
mit Gewalt gelöst, wie sich bereits in Mali oder 
Burkina Faso zeigt. Dort verlassen Landwirte ihre 
Felder, da sie zwischen bewaffneten Gruppen und 
verdorrtem Boden keine Perspektive mehr sehen. 
Der Klimawandel erzeugt keine Konflikte aus dem 
Nichts, aber er verstärkt bestehende Spannun­
gen, beschleunigt Eskalationen und untergräbt 
Entwicklungsprozesse.

Diese Dynamiken kennen keine regionalen 
Grenzen. Instabilität, Gewalt und Fluchtbewegun­
gen in Westafrika wirken sich unmittelbar auf die 
europäische Außen-, Sicherheits- und Migrations­
politik aus. In eine zukünftige Resilienzförderung 
zu investieren, wirkt daher doppelt: Einerseits tra­
gen solche Investitionen zum Schutz besonders ver­
letzlicher Bevölkerungsgruppen bei, andererseits 
stabilisieren sie geopolitische Partnerregionen.

Wird jedoch wie aktuell zu wenig in die Resi­
lienzförderung investiert, kann das gefährliche 
Folgen haben. Während multilaterale Gipfel wie 
die Weltklimakonferenzen ambitionierte Ziele for­
mulieren, bleibt die Umsetzung weit hinter dem 
Bedarf zurück – insbesondere im Bereich der An­
passungsfinanzierung. Hier besteht eine eklatante 
Finanzierungslücke, die sich verstärkt auch sicher­
heitspolitisch auswirkt.

Private Investitionen in Anpassungsmaßnah­
men sind rar, denn sie gelten als risikoreich, we­
nig profitabel und schwer abzusichern. Staatliche 

Mittel konzentrieren sich hingegen weiterhin vor 
allem auf Emissionsminderung. Das Resultat ist 
ein Teufelskreis: Fragile Staaten erhalten kaum 
Finanzierung für Anpassungsmaßnahmen, wer­
den dadurch anfälliger für Extremwetter, verlieren 
weiter an Stabilität, was wiederum zu geringerer 
Investitionsbereitschaft führt. Dieser Zyklus wirkt 
sich direkt auf die Sicherheit Europas aus. Denn 
Instabilität in der Peripherie wird zur innenpoliti­
schen Herausforderung.

Europa und Deutschland haben diesen Zusam­
menhang bislang zu wenig strategisch betrachtet. 
Zwar fließen trotz der Sparmaßnahmen weiterhin 
erhebliche Mittel in die Entwicklungspolitik, jedoch 
oft ohne sicherheitspolitischen Fokus. Und obwohl 
Klimarisiken immer öfter benannt werden, fehlt es 
an einer kohärenten Strategie, wie ihnen geopoli­
tisch begegnet werden kann.

Klimafinanzierung als geopolitischer Hebel
Andere Staaten haben diese Lücke längst erkannt 
und nutzen sie bewusst strategisch. So investiert 
China im Rahmen seiner „Belt and Road“-Initia­
tive in klimarelevante Infrastruktur, häufig in 
Verbindung mit politischen oder wirtschaftlichen 
Zugeständnissen. Die Golfstaaten engagieren sich 
in klimabezogenen Landwirtschaftsprojekten, 
beispielsweise im Sudan oder in Marokko. Und 
Russland verbindet Ressourcenpartnerschaften 
mit Sicherheitsgarantien, beispielsweise in der 
Zentralafrikanischen Republik oder im Tschad.

Europa hingegen agiert kleinteilig, projektbe­
zogen und oft technokratisch. Programme wie 
„Global Gateway“ oder das „Global Europe“-Instru- 
ment sind wirtschaftlich motiviert und nur selten 
sicherheitspolitisch verankert. Die Klimapolitik des 
Auswärtigen Amtes betont multilaterale Prozesse, 
verfügt jedoch nicht über die notwendige sicher­
heitspolitische Durchschlagskraft. Zwar haben die 
Bundeswehr und das Verteidigungsministerium 
2024 erstmals eine Klima-Sicherheitsstrategie ver­
abschiedet, doch ressortübergreifende Abstim­
mungen bleiben die Ausnahme.

Es mangelt nicht an Erkenntnissen, sondern an 
deren Integration in politisches Handeln. Klima­
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bezogene Risiken werden kaum systematisch in 
außenpolitische Frühwarnsysteme eingespeist. 
Außerdem gibt es nur wenige zweckgebundene Mit­
tel für sicherheitsrelevante Anpassungsprojekte. 
Auch auf EU-Ebene bleibt die Verknüpfung zwi­
schen Sicherheits-, Entwicklungs- und Klimapolitik 
bislang lückenhaft.

5-Prozent-Ziel: Warum nicht für Klimarisiken?
Beim diesjährigen Gipfeltreffen in Den Haag ha­
ben sich die NATO-Staaten auf ein neues Ziel für 
die nationalen Verteidigungsausgaben geeinigt. 
Ab 2035 sollen die Mitgliedsländer 5 Prozent ihres 
Bruttoinlandsprodukts für Verteidigung aufwen­
den. Davon sollen künftig mindestens 1,5 Prozent 
in Innovations-, Zukunfts- und Resilienzfähigkeit 
fließen, also in Technologien, Fähigkeiten und 
Infrastrukturen, die die Sicherheitsvorsorge der 
Zukunft betreffen.

In genau diesem Rahmen ließe sich Klima- oder 
Resilienzfinanzierung mitdenken – nicht als klas­
sisches Instrument der Entwicklungshilfe, son­
dern als vorausschauende Investition in die syste­
mische Stabilität strategisch wichtiger Regionen. 
Anstatt erst nach dem Ausbrechen von Krisen zu 
intervenieren, könnten NATO-Mitglieder gezielt in 
resiliente Partnerregionen investieren, sei es zur 
Absicherung kritischer Infrastrukturen wie der 
Energie- oder Wasserversorgung oder zur Unter­
stützung und Weiterbildung lokaler Militär- und 
Regierungsstrukturen. Denn Klimarisiken lassen 
sich zwar nicht eindämmen, aber man kann sich 
auf sie vorbereiten, sie minimieren und ihre Auswir­
kungen abschwächen. Genau das wäre die Aufgabe 
einer modernen Sicherheitsarchitektur.

Paradigmenwechsel notwendig
Ein solcher Paradigmenwechsel würde auch die 
klassische sicherheitspolitische Logik stärken. Wer 
frühzeitig in Resilienz investiert, reduziert spätere 
Einsatzkosten. Zudem schafft es langfristige geo­
politische Glaubwürdigkeit, wenn gegenüber au­
toritären Drittstaaten gezeigt wird, dass die eigene 
Sicherheitsstrategie auch ökologische Verwund­
barkeit umfasst. Prävention wird damit zu einem 

eigenständigen Element moderner Sicherheits­
politik – nicht durch Drohkulissen, sondern durch 
Stabilitätsversprechen.

In der Praxis könnte das bedeuten, dass be­
stimmte Formen der Klimaanpassungsfinanzie­
rung – etwa in Regionen wie dem Sahel oder dem 
Nahen Osten – als Teil der Verteidigungsausgaben 
klassifiziert werden. Nicht im Sinne einer Militari­
sierung der Klimapolitik, sondern als Investition in 
den Schutz vor systemischer Destabilisierung. Mit 
diesen Mitteln könnten gezielt regionale Frühwarn­
systeme, klimafeste Infrastruktur sowie der Auf­
bau belastbarer staatlicher Institutionen gefördert 
werden – insbesondere dort, wo klassische Ent­
wicklungszusammenarbeit an ihre Grenzen stößt.

Internationale Klimafinanzierung ist heute viel 
mehr als nur ein Beitrag zur Entwicklung. Sie ist 
ein Instrument zur Krisenvermeidung, zur geopo­
litischen Stabilisierung und zur Stärkung gemein­
samer Interessen. Wenn die EU- und NATO-Staaten 
es mit Resilienz und Innovation ernst meinen, dann 
müssen sie Klima- und Anpassungsstrategien in 
ihre Verteidigungspolitik integrieren. Ein Bruch­
teil der jährlichen Verteidigungsausgaben würde 
ausreichen, um präventiv in Stabilität zu investie­
ren, bevor bereits fragile Regionen zu Brandherden 
werden.
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